Absender
………………………………..
………………………………..

………………………………..
Datum:…………………….
An

…………………………………………..
…………………………………………..
…………………………………………..
Nr. der Bedarfsgemeinschaft: ……………………………………………………….
Widerspruch gegen den Bescheid vom: …………………………………………
zugegangen am: ……………………………………………………………………….
Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen den oben genannten Bescheid lege ich hiermit wegen der mir/uns zustehenden Grundsicherungsleistungen 
Widerspruch

ein.

Begründung:
Der bewilligten Höhe der Leistungen liegen die neuen Regelungen des Regelbedarfs-Ermittlungsgesetzes und des SGB II zugrunde. Mit diesen wurden die Vorgaben aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 09.02.2010 (1 BvL 1/09 u.a.) nicht umgesetzt. 

Durch die Veränderung der Verbrauchsgruppen, der Herausrechnung von Verbraucher-ausgaben und weiterer Ermittlungsfehler im Rahmen der Regelsatzermittlung ist der gesetzlich festgelegte Regelsatz verfassungswidrig. 

Aus diesem Grund bin/sind ich/wir durch ihren o. g. Bescheid beschwert.

Zur Wahrung meiner/unserer Rechte auf Leistungen einer verfassungsgemäßen Grundsicherung für die Zeit ab 1.1.2011 lege/n ich/wir Widerspruch ein.  Zur Vermeidung von Nachteilen unter Berücksichtigung von § 330 SGB III in Verbindung mit § 40 SGB II ist dieser Widerspruch notwendig. Ihr Bescheid wurde nicht für vorläufig erklärt. 

Die verfassungsrechtlichen Fragen sind durch die Gerichte zu klären. 

Aus Gründen der Praktikabilität werden dafür Musterverfahren geführt. Sie werden daher gebeten, den Widerspruch bis zur rechtskräftigten Entscheidung über diese Frage ruhen zu lassen.  Gleichzeitig wird beantragt, Bewilligungsbescheide für Zeiten in direkten Anschluss an diesen Bewilligungsabschnitt (Folgeanträge) für vorläufig zu erklären. Sie vermeiden damit Verwaltungsaufwand für ansonsten notwendige weitere Widersprüche. 

Mit freundlichen Grüßen




 Unterschrift








